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Deutschland ist mit über 33,9 Milliarden Euro weltweit der zweitgrößte 
Geber von Mitteln der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit. 
Mit diesem Geld werden von der Bundesregierung auffällig viele 
Projekte gefördert, die weniger auf einen wirtschaftlichen Nutzen 
abzielen, sondern vielmehr weltanschaulich motiviert sind. Bei-
spiele hierfür sind etwa der berühmt-berüchtigte Bau von Radwe-
gen in Peru sowie die Verbesserung der dortigen Bus-Infrastruktur 
für 45 Millionen Euro mit weiteren zugesagten Krediten in Höhe von 
155 Millionen Euro oder eine »Beschäftigungsförderung durch Energie-
effizienz und Erneuerbare Energien in Moscheen« in Marokko in Höhe
von 8,5 Millionen Euro. Profiteur dieser Art von Entwicklungszusammenarbeit ist vor allem 
die Helfer-Industrie. Diese arbeitet unermüdlich daran, die Entwicklungsländer als arm und 
schwach darzustellen. Der Helfer-Mythos dient dazu, die Verausgabung an Steuergeldern zu 
rechtfertigen und die Spendenbereitschaft zu erhöhen. Zugleich leistet sich das Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) im Vergleich zu 2006 
fast 90 Prozent mehr Beamte.

Die AfD-Bundestagsfraktion hingegen steht für eine eigenverantwortliche und transparente 
Entwicklungspolitik, die ihren Schwerpunkt auf die wirtschaftliche Zusammenarbeit legt und 
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die Selbstbestimmung Deutschlands sowie seiner Partner achtet. Damit schaffen wir Wohl-
stand und Frieden und tragen zu einer erfolgreichen wirtschaftlichen Weiterentwicklung 
Deutschlands und seiner Partner bei.

Das BMZ hat in den vergangenen zehn Jahren einen unverhältnismäßigen Aufwuchs an Haus-
haltsmitteln erfahren. Die finanzielle Überversorgung des BMZ hat zu einer beispiellosen 
Ausdehnung des politischen Kompetenzbereichs mit einer geradezu verschwenderischen 
Ausgabepraxis von Steuermitteln im Ausland geführt. 

Diese Haushaltsführung stößt in der deutschen Bevölkerung vollkommen zu Recht auf wach-
sende Ablehnung und Unverständnis. Die deutsche Entwicklungspolitik ist ineffektiv, in-
effizient und intransparent. Dem eigentlichen Auftrag der Entwicklungspolitik – Armutsbe-
kämpfung durch Wirtschaftsentwicklung in Übereinstimmung mit den eigenen nationalen 
Interessen – kommt das BMZ nicht nach. Stattdessen hat sich ein für die Bevölkerung und das 
Parlament undurchsichtiges Versorgungssystem entwickelt, von dem zunehmend nichtstaat-
liche Akteure (NGO) und politische Stiftungen profitieren.

Wir sind überzeugt, dass das BMZ in seiner aktuellen Form abgewickelt werden muss. Der ent-
wicklungspolitische Etat ist um 70 Prozent und damit auf das Niveau von 2014 zu reduzieren. 
Die Zuständigkeit für entwicklungspolitische Aufgaben ist dem Auswärtigen Amt (AA) und 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) zu übertragen.

Entwicklungshilfe muss dem Primat deutscher Interessen unterworfen sein. Sie ist nicht nur 
ein außenpolitisches Instrument zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung armer Län-
der, sondern sie muss gleichermaßen den Zugang Deutschlands zu Märkten und Rohstoffen 
sichern und die Kooperation mit anderen Staaten durch Anreize stärken. Besonders in der Mi-
grationspolitik muss Entwicklungshilfe auch konditionierend eingesetzt werden. Damit dies 
organisatorisch erfolgreich gelingen kann, muss die Verantwortung für die deutsche Entwick-
lungspolitik beim AA und beim BMWK liegen.

Andere Staaten wie Großbritannien und Australien haben ihre eigenen Entwicklungsminis-
terien bereits aufgelöst und in ihre Außenministerien integriert. In Australien führte allein 
diese Umstrukturierung zu einer Ersparnis von 30 Prozent der bisherigen Verwaltungskosten. 
Angesichts der Größe des ministerialen Apparats in Deutschland, der hohen Personal- und 
Verwaltungskosten bei der Projektdurchführung und dem noch immer existenten Doppelsitz 
des BMZ in Berlin und Bonn halten wir ähnliche Einsparpotenziale in Deutschland für reali-
sierbar.

Markus Frohnmaier MdB
Leiter des Arbeitskreises Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung der AfD-Bundestagsfraktion 
Ordentliches Mitglied im Bundestagsausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

Markus Frohnmaier

Bil
dq

ue
lle

: A
do

be
 St

oc
k /

 ae
ria

l-d
ro

ne

3

EN
TW

IC
KL

U
N

G
SP

O
LI

TI
SC

H
E 

LE
IT

LI
N

IE
N

 D
ER

 A
fD
-B
U
N
D
ES
TA
G
SF
RA
KT
IO
N



Bi
ld:

 M
in

tB
lak

 – 
st

oc
k.a

do
be

.co
m

Stärkung des Deut-
schen Evaluierungs-
instituts der Entwick-
lungszusammenarbeit

Bundestagsdrucksache 
20/6916, 23.05.2023

https://dserver.bundestag.de/
btd/20/069/2006916.pdf
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DIE FEHLGELEITETE 
ENTWICKLUNGSPOLITISCHE 
AGENDA DER BUNDESREGIERUNG  

Die Masseneinwanderung nach Deutsch-
land, die Ausrufung von Klimanotständen, 
die Einführung der CO₂-Steuer, die Gen-
der- und Quotenpolitik oder die mittlerweile 
weltweit größte Belastung der Bürger durch 
Steuern und Abgaben – das alles lässt sich 
auf ein übergeordnetes Konzept, die Agenda 
2030 für nachhaltige Entwicklung, zurück-
führen. Diese Resolution wurde 2015 von 
der Generalversammlung der Vereinten Na-
tionen verabschiedet und ist rechtlich nicht 
bindend. Gleichwohl ist sie für die Bundes-
regierung nach eigener Aussage der Maß-
stab des Regierungshandelns und die Richt-
schnur deutscher Politik.

Die Agenda 2030 ist nach Meinung ihrer Au-
toren ein »Aktionsplan für die Menschen, 
den Planeten und den Wohlstand«, der einen 
»universellen Frieden in größerer Freiheit 
festigen« soll. Die Unterzeichner der Resolu-
tion »sind entschlossen, die Menschheit von 
der Tyrannei der Armut und der Not zu be-
freien und unseren Planeten zu heilen und zu 
schützen.« Dazu sind entschlossene »kühne 
und transformative Schritte« notwendig, »um 
die Welt auf den Pfad der Nachhaltigkeit und 
der Widerstandsfähigkeit zu bringen.« Auf 
dem Weg zu dieser besseren Welt solle, so die 
Autoren, niemand zurückgelassen werden. 
Zur Umsetzung der Agenda 2030 werden 17 
sogenannte Nachhaltigkeitsziele und 169 da-
von abgeleitete Unterziele gesetzt. Die Unter-
zeichnerstaaten bekunden ihren Willen, die-
se Ziele auch tatsächlich zu erreichen. Sie sind 
inzwischen zu großen Teilen deckungsgleich 
mit der Politik der Bundesregierung.

Diese Zielsetzungen offenbaren eine utopi-
sche, sozialistische und bevormundende Auf-
fassung über die Möglichkeiten internatio-
nalen Handelns: Mit der Agenda 2030 soll die 
durchgehende Umgestaltung aller unserer 
Lebensbereiche erreicht werden.

So wird die Masseneinwanderung nach 
Deutschland unter dem zehnten Nachhaltig-
keitsziel thematisiert, das »die Ungleichheit 
in und zwischen den Ländern verringern« 
und »durch die Anwendung einer planvollen 
und gut gesteuerten Migrationspolitik« die 
»geordnete, sichere, reguläre und verantwor-
tungsvolle Migration und Mobilität von Men-
schen« erleichtern soll. Die Klimapolitik findet 
sich im Nachhaltigkeitsziel 13 wieder, in dem 
gefordert wird, die »Klimaschutzmaßnahmen 
in die nationalen Politiken, Strategien und 
Planungen« einzubeziehen. Das Nachhaltig-
keitsziel 5 formuliert im Hinblick auf die Gen-
derpolitik die »Geschlechtergleichstellung« 
mit »durchsetzbaren Rechtsvorschriften« auf 
»allen Ebenen«.

Die Finanzierung der zur Erreichung der Ziele 
notwendigen Maßnahmen soll über »zusätz-
liche finanzielle Mittel aus verschiedenen 
Quellen« geschehen. Gemäß dem Nachhaltig-
keitsziel 17 eignen sich hierfür insbesondere 
die verstärkte »Mobilisierung einheimischer 
Ressourcen« und die Optimierung der »natio-
nalen Kapazitäten zur Erhebung von Steuern 
und anderen Abgaben«. Der weltweite Finan-
zierungsbedarf dieses Vorhabens beläuft sich 
auf etwa fünf bis sieben Billionen US-Dollar, 
was eine weitere Umverteilung deutschen 
Steuergelds in die Welt zur Folge hat. Entspre-
chend erhöhten sich die bereitgestellten Ent-
wicklungsleistungen Deutschlands seit dem 
Jahr 2014 von rund zwölf Milliarden Euro um  
mehr als 20 Milliarden Euro auf zurzeit gut 
34 Milliarden Euro. Die AfD-Bundestagsfrak-
tion lehnt diese Art der Weltentwicklungs-
politik entschieden ab.

Neben den offensichtlich negativen Folgen 
der Entwicklungspolitik der Bundesregie-
rung für den deutschen Bürger kritisiert die 
AfD-Bundestagsfraktion deren multilaterale 
Organisationsweise. Analog zur Weltentwick-
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lungspolitik muss man hier von einer Weltre-
gierungspolitik sprechen, denn wir beobachten, 
wie sich dieser multilaterale Ansatz auf bevor-
mundende und intransparente Weise auf die 
entwicklungspolitische Arbeit im Ausschuss für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (AwZ) und im Bundestag auswirkt. So wird 
die deutsche Entwicklungspolitik unter ande-
rem von dem Deutschen Evaluierungsinstitut der 
Entwicklungszusammenarbeit (DEval) und dem 
Deutschen Institut für Entwicklungspolitik (DIE) 
beraten. Beide Institute geben Publikationen he-
raus, die dem interessierten Bürger die Entwick-
lungspolitik näherbringen sollen und teilweise 
auch in die parlamentarischen Abläufe eingehen. 
Einige dieser Publikationen werden dennoch 
nicht auf Deutsch, sondern ausschließlich auf 
Englisch verfasst.

Abgesehen davon befürworten wir als AfD-Bun-
destagsfraktion jedoch die Arbeit des DEval und 
stehen für eine institutionelle und finanzielle 
Stärkung dieses Instituts ein, da seine Arbeit die 
entwicklungspolitischen Wirkungen umgesetz-
ter Maßnahmen und Projekte überprüfbar und 
nachvollziehbar macht.

Ein weiteres Beispiel für Bevormundung und In-
transparenz stellt das Unvermögen des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ) dar, das Ausmaß 
und die Auswirkungen der eigenen entwick-
lungspolitischen Leistungen vollständig und 
übersichtlich zu dokumentieren. Stattdessen 
wird auf eine Vielzahl an Weltorganisationen 
verwiesen. Dies erschwert den Überblick über 
die geleisteten Zahlungen sowie die Kontrolle 
der Zweckmäßigkeit und Effizienz erheblich.

Die Intransparenz zeigt sich auch im Hinblick 
auf den Etat des BMZ. So übersteigen die 34 
Milliarden Euro (Stand: 2023) der sogenannten 
ODA-fähigen Mittel, also die Summe aller offi-
ziell anrechenbaren deutschen Entwicklungs-
gelder, das voraussichtliche Haushalts-Budget 
des BMZ in Höhe von etwa 10,3 Milliarden Euro 
(2025) um mehr als das Dreifache. Hinzu kam 
bis 2021 der 30,5 Milliarden Euro schwere so-
genannte Europäische Entwicklungsfonds mit 
einer deutschen Beteiligung von über 20 Pro-
zent. Die Bundesregierung gibt nach und nach 
die Gestaltungskompetenz bei Projekten der 
Entwicklungszusammenarbeit aus der Hand. 
Eine Entwicklungszusammenarbeit, die deut-
schen Interessen folgt, wird unterlaufen und 
deren parlamentarische Kontrolle nachhaltig 

erschwert. Die Folge sind fehlgeleitete Ausgaben 
und zahlreiche sinnlose Entwicklungshilfepro-
jekte.

Die Art und Weise der deutschen Entwicklungs-
zusammenarbeit, wie sie aktuell und insbeson-
dere im Hinblick auf die Agenda 2030 von der 
Bundesregierung vollzogen wird, führt zu einer  
Abwertung der Nationen und des Selbstbestim-
mungsrechts der Völker. Zudem werden die Bür-
ger bevormundet, da das BMZ und die Bundes-
regierung auf dem Gebiet der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit und Entwicklung intransparent 
handeln und dadurch eine wirkungsvolle parla-
mentarische Kontrolle erheblich behindern. Die 
rechtlich nicht verbindliche Agenda 2030, die 
dennoch zur Richtschnur der deutschen Regie-
rungspolitik wird, spricht hier Bände. Schließlich 
ergeht sich dieses Politikverständnis weniger im 
schöpferischen und schaffenden Bereich, son-
dern wirkt vielmehr umwertend und umvertei-
lend. Die AfD-Bundestagsfraktion lehnt diese 
Bevormundung, Intransparenz und globale Um-
verteilung entschieden ab.
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Die feministische Zusammenarbeit setzt nicht 
selten auf absurde ideologische Faktoren, die 
in den meisten Entwicklungs- und Schwel-
lenländern vollkommen an der gesellschaft-
lichen Realität und den ortsüblichen Nor-
men vorbeigehen. 

So will beispielsweise Bundesministerin 
Svenja Schulze bis Anfang 2025, dass jegliche 
neu zugesagten finanziellen Mittel für Ent-
wicklungsprojekte die Geschlechtergerech-
tigkeit voranbringen. Auf der Webseite des 
BMZ wird diese Ambition als »feministische 
Gestaltung von entwicklungspolitischen 
Ansätzen« dargestellt. Besonders in fragilen 
Staaten mit patriarchalischen Strukturen ist 
es nahezu unmöglich, derartige Interessen 
durch die Umsetzung entsprechender Maß-
nahmen effektiv durchzusetzen. 

In vielen Partnerländern stößt der soge-
nannte feministische Ansatz auf erhebli-
chen Widerstand. Dies kann nicht nur die 
Implementierung der Maßnahmen behin-
dern, sondern auch zu sozialen Spannungen 
und Konflikten führen. Die vorgeschlagenen 
Maßnahmen berücksichtigen oft nicht die 
spezifischen sozialen, kulturellen und öko-
nomischen Bedingungen der Partnerlän-
der. Es besteht die Gefahr, dass Partnerre-
gierungen die starke ideologische Prägung 
des Papiers als dogmatisch wahrnehmen 
und dadurch der Dialog mit wichtigen inter-
nationalen und lokalen Akteuren erschwert 
wird. 

Das Papier des BMZ enthält eine Absichts-
erklärung nach der anderen, die jedoch 
nicht durch konkrete Maßnahmen oder 
Zeitpläne untermauert werden. Bundesmi-
nisterin Schulze betont die Bedeutung von 
Geschlechtergerechtigkeit – ohne jedoch zu 
erklären, wie diese in der Praxis genau um-
gesetzt werden soll. Die Bundesregierung 
versucht, durch wohlklingende Verlautba-
rungen die öffentliche Meinung zu beein-
flussen, anstatt konkrete Maßnahmen zu 
ergreifen. Die Zielsetzungen des BMZ blei-
ben durchwegs unpräzise und das Strategie-
papier führt nur wenige konkrete Projekte 

Im März 2023 veröffentlichte das BMZ unter 
Leitung von Svenja Schulze ein Strategie-
papier zur »Feministischen Entwicklungs-
politik«.

Dies geschah nicht zufällig: Zum selben Zeit-
punkt verkündete Annalena Baerbock die 
sogenannte feministische Außenpolitik als 
neue politische Strategie des Auswärtigen 
Amtes. Die beiden Ministerien bezwecken 
eine enge Kooperation bei der Umsetzung 
einer vorgeblich feministischen Agenda. Mit 
der Etablierung einer »feministischen Ent-
wicklungspolitik« versucht das BMZ, unter 
dem Deckmantel angeblich universeller 
Diskriminierung von Frauen, einseitig pa-
triarchale Machtstrukturen für alle Prob-
leme im Bereich der Entwicklungspolitik 
verantwortlich zu machen. Der Hauptanteil 
jeglicher bi- und multilateraler Entwick-
lungszusammenarbeit Deutschlands soll 
auf Aspekte der inklusiven Geschlechter-
gerechtigkeit gelegt werden, wobei die Rede 
konkret nicht nur von Frauen, sondern von 
jeglichen Minderheiten ist. Die AfD-Fraktion 
widerspricht entschieden dieser ideologisch 
ausgerichteten Politik.

In der Realität entfernt sich die Bundesre-
gierung mit einer derartigen Strategie noch 
weiter von dem Konzept einer profitablen 
Entwicklungszusammenarbeit  zwischen 
Deutschland und seinen Partnerländern. 
Stattdessen bricht die Bundesregierung 
vollständig mit dem Grundsatz »Hilfe zur 
Selbsthilfe« und erhebt vielmehr den An-
spruch auf moralische Weisungsbefugnis 
in der gesamten Welt. Deutschland selbst 
spielt im weiteren Verlauf praktisch aus-
nahmslos die Geberrolle von finanziellen 
Mitteln und entzieht sich selbst den Status 
als Profiteur der Zusammenarbeit mit sei-
nen Partnerländern. 

https://www.bmz.de/resource/
blob/146200/strategie-feminis-
tische-entwicklungspolitik.pdf

Feministische Entwicklungspolitik unter 
Svenja Schulze: Bruch mit der Realität
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mit einer realistischen Umsetzbarkeit auf. 
Stattdessen hebt das BMZ beispielsweise die 
Förderung der Zusammenarbeit mit zivil-
gesellschaftlichen Organisationen, insbe-
sondere mit Frauenrechts-, LGBTQI+- und 
weiteren Menschenrechtsorganisationen, 
hervor und bezeichnet diese als »Triebwer-
ke des Wandels«.  

Es ist ferner völlig unklar, in welcher Höhe 
Finanzmittel für Programme des BMZ zur 
Förderung der sogenannten Geschlechter-
gerechtigkeit bereitgestellt werden müs-
sen. Programme zur Förderung von Frauen 
in Führungspositionen in internationalen 
Organisationen oder zur wirtschaftlichen 
Stärkung von Frauen ganz allgemein, die 
Schaffung von sicheren Räumen und 
Schutzprogrammen für Frauen in Krisenre-
gionen und auch die gezielte Unterstützung 
von Frauenrechtsorganisationen in Ent-
wicklungsländern klingen zwar zunächst 
positiv, doch die Kosten könnten im Falle 
einer Umsetzung »um jeden Preis« weder 
im aktuellen Haushalt noch in zukünftigen 
Budgets realistisch abgebildet werden.

Eine auf diese Weise ideologisch ausgerich-
tete Entwicklungspolitik führt zu einer Um-
verteilung von Geldern, die dringend für 
andere Projekte benötigt werden. Die ideo-
logische Fokussierung auf feministische 
Entwicklungspolitik vernachlässigt Ent-
wicklungsprojekte, die der Bekämpfung von 
Armut und Hunger sowie der Verbesserung 
der Gesundheitsversorgung dienen. Die-
sen existenziellen Problemen sind bis heute 
viele Entwicklungsländer ausgesetzt. Daher 
bilden Entwicklungshilfeprojekte, die sich 
diesen Problemen widmen, die Grundlage 
für eine nachhaltige Entwicklung jener Län-
der. Hierfür sollten Haushaltsmittel priori-
tär eingesetzt werden.

Das Strategiepapier des BMZ legt keine kla-
ren Indikatoren fest, wie der Erfolg der an-
gekündigten Maßnahmen gemessen wer-
den soll. Ohne konkrete Messgrößen ist es 
aber unmöglich, die Effizienz und den Fort-
schritt der Programme zu bewerten. Auch 
der erforderliche umfassende bürokratische 
Aufwand lässt Zweifel an der angestrebten 
Strategie des BMZ. Die deutsche Entwick-
lungspolitik ist bereits jetzt von überaus 
komplexen bürokratischen Strukturen ge-
prägt. Neue, feministisch ausgerichtete Pro-
gramme werden die bestehenden Verwal-
tungsprozesse weiter verkomplizieren und 
somit die Effizienz und Geschwindigkeit der 
Hilfsleistungen beeinträchtigen.

Alles in einem offenbart dieses Strategie-
papier des BMZ den Irrweg, auf den sich das 
BMZ unter Führung von Svenja Schulze be-
geben hat. Anstatt sich auf die drängenden 
Herausforderungen der Armutsbekämp-
fung und nachhaltigen wirtschaftlichen 
Entwicklung in unseren Partnerländern zu 
konzentrieren, folgt das Ministerium einem 
ideologisch motivierten Feminismus.

Das vom BMZ vorgelegte Strategiepapier ist 
als Grundlage für eine ernstzunehmende 
Entwicklungspolitik völlig ungeeignet. Auch 
Worthülsen wie »gerechte und starke Ge-
sellschaften weltweit« können nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass diese feministische 
Entwicklungsstrategie einer realitätsfernen 
linken Ideologie folgt. Mit diesem diffusen 
Ansatz wird das BMZ seiner Verantwortung 
für eine zielgerichtete, faktenbasierte Ent-
wicklungszusammenarbeit in keiner Wei-
se gerecht. Wir fordern Ministerin Schulze 
dringend auf, sich auf ihr Kerngeschäft zu 
besinnen und ihrer Verantwortung für die 
ärmsten Menschen weltweit wieder gerecht 
zu werden.
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DIE ENTWICKLUNGSPOLITISCHEN 
LEITLINIEN DER 
AfD-BUNDESTAGSFRAKTION

Transparente Doku-
mentation deutscher 
Entwicklungspolitik 

Bundestagsdrucksache 
19/14072, 16.10.2019

https://dserver.bundestag.de/
btd/19/140/1914072.pdf

Ablehnung der UN-Re-
solution »Transforma-
tion unserer Welt: 
die Agenda 2030 für 
nachhaltige Entwick-
lung« und Formulie-
rung eigener Ziele der 
Entwicklungszusam-
menarbeit

Bundestagsdrucksache 
19/13531, 25.09.2019

https://dserver.bundestag.de/
btd/19/135/1913531.pdf

Keine Verlängerung 
beziehungsweise Neu-
auflage des Europäi-
schen Entwicklungs-
fonds (EEF)

Bundestagsdrucksache 
19/9238, 10.04.2019

https://dserver.bundestag.de/
btd/19/092/1909238.pdf

Deutschsprachige 
Publikationen von 
ministeriell man-
datierten, politisch 
handlungsempfehlen-
den Institutionen der 
Entwicklungspolitik

Bundestagsdrucksache 
19/14068, 16.10.2019

https://dserver.bundestag.de/
btd/19/140/1914068.pdf

Kein deutsches Steuer-
geld für ideologische 
Entwicklungshilfe-
Projekte –
Entwicklungshilfe 
strategisch ausrichten

Bundestagsdrucksache 
20/12083, 02.07.2024

https://dserver.bundestag.de/
btd/20/120/2012083.pdf

Entwicklungspolitik 
neu strukturieren – 
Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und 
Entwicklung abschaffen 
und Entwicklungshilfe in 
das Auswärtige Amt und 
das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Klima-
schutz eingliedern

Bundestagsdrucksache 
20/14478, 13.01.2025

https://dserver.bundestag.de/
btd/20/144/2014478.pdf

10



Die AfD-Bundestagsfraktion fordert daher

• zukünftig in Fragen der Außenhandels- und Entwicklungspolitik die historisch ge-
wachsenen Kulturen und Gesellschaftssysteme fremder Länder zu tolerieren und 
zu respektieren und darauf zu verzichten, ihnen ihren kulturellen Überzeugungen 
womöglich entgegenstehende Programme wie die LGBTQ-Agenda aufzuzwingen;

• die Abschaffung des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung sowie die vollständige Integration von Entwicklungshilfe und 
Entwicklungspolitik in das Auswärtige Amt und das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz;

• die Bundesregierung dazu auf, ihre Unterstützung für die Agenda 2030 einzu-
stellen und bei der Generalversammlung der Vereinten Nationen die Aufhebung 
dieser Resolution zu beantragen;

• die Abschaffung von entwicklungspolitischen Programmen der EU;

• die deutsche Entwicklungspolitik transparent zu halten und über sie in deutscher 
Sprache zu informieren.

Einen sogenannten »Mittelabfluss-Druck« von 
deutschen Steuergeldern in der Entwicklungs-
politik darf es nicht geben.

Wir fordern die Abschaffung des BMZ und die 
vollständige Integration von Entwicklungshil-
fe und Entwicklungspolitik in das Auswärtige 
Amt und das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz (BMWK). Des Weiteren 
fordern wir, die Haushaltsmittel für die deut-
sche Entwicklungszusammenarbeit transpa-
rent, vor allem aber wirtschaftlich sinnvoll zu 
verwenden. Wir setzen uns für die Achtung 
des Selbstbestimmungsrechts der Staaten und 
Völker ein – gleich ob es sich dabei um Staaten 
handelt, mit denen wir im Rahmen der Ent-
wicklungszusammenarbeit  kooperieren, oder 
um Deutschland selbst. Wir anerkennen und 
achten nationale, regionale, kulturelle und 
religiöse Unterschiede zwischen den Gesell-
schaften. Entsprechend lehnen wir die Unter-
zeichnung von Abkommen ab, die Deutsch-
lands Souveränität verletzen.

Aus gegenseitiger Achtung der Selbstbestim-
mung erwächst gegenseitiges Vertrauen. Die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit stellt für 
uns das hauptsächliche Instrument der deut-
schen Entwicklungszusammenarbeit dar. Die 
deutsche Wirtschaft soll in erster Linie durch 
eigenverantwortlich getragene Kooperationen 
zwischen Staaten gestärkt werden, denn ge-
sellschaftliche Entwicklung hängt maßgeblich 
von der Wirtschaft und dem Handel ab.

Entwicklungspolitik ist für uns Entwicklungs-
zusammenarbeit für Deutschland.

Die AfD-Bundestagsfraktion steht für eine 
Entwicklungspolitik, die vorrangig deut-
schen Interessen folgt. Orientierung bietet 
ein Blick in die entwicklungspolitischen An-
fänge. Als Kind des Kalten Krieges wirkte 
die Entwicklungspolitik nach 1945 zunächst 
nur zwischen zwei Staaten ohne Beteiligung 
von multilateralen Organisationen. Seit 1958 
traten die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft und spätestens seit 1961 die Weltbank-
gruppe als Akteure hinzu.

Dabei war die Entwicklungspolitik bis zur 
Wiedervereinigung 1990 stets der Außen-, 
Außenwirtschafts- und Sicherheitspolitik un-
tergeordnet. Erst danach durchlief die Entwick-
lungspolitik eine Verschiebung ihrer Schwer-
punkte hin zur sogenannten »Nachhaltigkeit« 
und »humanitären Hilfe«, die vermittels zahl-
reicher Nichtregierungsorganisationen tief 
in die Gesellschaften der Partnerländer ein-
greifen. Diese Nichtregierungsorganisationen 
sind demokratisch nicht legitimiert, werden 
nicht ausreichend kontrolliert und entwickeln 
ein Eigenleben, das maßgeblich zu der Fehl-
entwicklung deutscher Entwicklungspolitik 
geführt hat und weiterhin dazu beiträgt.

Die AfD-Bundestagsfraktion greift als einzige 
politische Kraft im Bundestag den »Bonner 
Aufruf« ehemaliger Entwicklungshelfer und 
kritischer Wissenschaftler inhaltlich und poli-
tisch auf. Gemeinsam erkennen wir als eines 
der hauptsächlichen Probleme keinesfalls 
einen generellen Geldmangel, sondern im Ge-
genteil ein Zuviel an Geld und dessen intrans-
parente und unwirtschaftliche Verwendung. 
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Sofortige Einstellung 
des Programms 
»Perspektive Heimat«

Bundestagsdrucksache 
19/13522, 25.09.2019

http://dipbt.bundestag.de/dip21/
btd/19/135/1913522.pdf 
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Ein Teil der Agenda 2030 ist der bekannte 
UN-Migrationspakt, der unter dem zehnten 
Nachhaltigkeitsziel die Angleichung der Le-
bensverhältnisse in und zwischen den Län-
dern fordert und vor allem auf die Legalisie-
rung der Migration abzielt. Um derlei Ziele 
in Deutschland umzusetzen, konzipiert und 
finanziert die Bundesregierung über die Ge-
sellschaft für internationale Zusammen-
arbeit (GIZ) beispielsweise die Zentren für 
Migration und Entwicklung (ZME). So sollen 
durch deutsche Unterstützung die allgemei-
nen Lebensperspektiven der Bewohner in 
jenen Ländern verbessert werden, aus de-
nen besonders viele in Deutschland ausrei-
sepflichtige Migranten stammen, um diese 
in ihre Heimatländer zurückzuführen. Alle 
Rückkehrer aus Deutschland sollen in ihren 
Herkunftsländern begleitet werden, wo ih-
nen eine Arbeit vermittelt oder ihnen bei der 
Gründung von Unternehmen geholfen wird. 

Tatsächlich jedoch setzt das Programm zu-
sätzliche Anreize und Möglichkeiten, nach 
Deutschland zu gelangen. Denn das Verhält-
nis der damit erreichten Rückkehrer aus 
Deutschland zu allen mit Mitteln des Pro-
gramms Geförderten beträgt ungefähr eins 
zu neun, da auch Personen, die aus Drittlän-
dern in ihre Heimatländer zurückkehren, mit 
Arbeits-, Bildungs- und Fortbildungsmaß-
nahmen gefördert werden. Damit erhalten 
Personen Leistungen aus deutschem Steuer-
geld, die sich nie in Deutschland aufgehalten 
und auch sonst keinen Bezug zu Deutschland 
haben. Das so ausgestaltete Programm »Mig-
ration für Entwicklung« als Rückkehrinitiati-
ve zu bezeichnen, ist grob irreführend.

Als zentrales Instrument des ZME-Pro-
gramms agieren die im Ausland befindlichen 
Migrationsberatungszentren. Diese arbeiten 
vergleichbar mit deutschen Arbeitsagenturen 
und befinden sich zum Beispiel im Irak, Gam-
bia, Indonesien, Nigeria, Senegal, Marokko, 
Tunesien, Kosovo, Serbien, Albanien, Ägypten 
und Ghana. Dort möchte die GIZ »berufliche 
Bildung und Qualifizierung sowie psychoso-
ziale Unterstützungsangebote vermitteln«.

Die Realisierung dieses Ziels ist nach Auffas-
sung der AfD-Bundestagsfraktion vermessen 
und überschreitet die Grenzen der Regie-
rungsverantwortung, von der die GIZ ihre Auf-
träge bekommt. Die Effizienz eines derartigen 
Programms ist mehr als fraglich. Bei dem ver-
gleichbaren Programm »Perspektive Heimat«, 
das die Bundesregierung in der letzten Legis-
laturperiode auflegte, fielen je nach Maßnah-
me Kosten in Höhe von bis zu 20.000 Euro pro 
Person an, um diese in Praktika, Ausbildung 
oder Arbeit zu vermitteln. In den Jahren 2017 
und 2018 wurden auf diese Weise insgesamt 
fast 300 Millionen Euro für das Programm 
»Perspektive Heimat« ausgegeben, um damit 
gerade einmal 939 Rückkehrern eine Arbeit zu 
vermitteln.

Die Entgrenzung des deutschen Sozialstaa-
tes auf die ganze Welt ist strikt abzulehnen. 
Die eklatante Ausdehnung der Verantwor-
tung der Bundesrepublik Deutschland durch 
die Bundesregierung sowie die Gesellschaft 
für internationale Zusammenarbeit greift in 
die originären Aufgaben der jeweiligen Staa-
ten ein und überdehnt die Verantwortung der 
Bundesregierung.

Die AfD-Bundestagsfraktion fordert daher

• Rückführprogramme wie ZME sofort einzustellen und die Migrationsberatungs-
zentren so schnell wie möglich abzuwickeln; 

• künftig davon Abstand zu nehmen, sich illegal in Deutschland aufhaltende Auslän-
der durch staatliche Leistungen zur Rückkehr in ihre Heimat zu bewegen. Statt-
dessen ist endlich mit der konsequenten Rückführung aller Illegalen zu beginnen.

Verschiedene »Lebensperspektiven« für Deutsche und Flüchtlinge

Die Entgrenzung des deutschen Sozialstaates auf die gesamte Welt entspringt einer 
Geringschätzung der Bundesregierung gegenüber dem deutschen Volk. Dies bele-
gen exemplarisch die Aussage der  Außenministerin Annalena Baerbock »Egal, was 
meine Wähler denken.« in Prag und der infame Ausspruch von Wirtschaftsminister 
Robert Habeck: »Vaterlandsliebe fand ich stets zum Kotzen. Ich wusste mit Deutsch-
land noch nie etwas anzufangen und weiß es bis heute nicht.« 13
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KEINE ALMOSEN 
FÜR AUFSTREBENDE 
SCHWELLENLÄNDER

Aufstrebenden Wirt-
schaftsmächten wie 
China den Status als
Entwicklungsland 
entziehen – Keine 
Förderung im Rahmen 
der Entwicklungs-
zusammenarbeit und 
des Außenhandels für 
Schwellenländer

Bundestagsdrucksache 
20/5221, 17.01.2023

https://dserver.bundestag.de/
btd/20/052/2005221.pdf

Partnerschaftsformen 
und Partnerschaften 
der Entwicklungszu-
sammenarbeit

Bundestagsdrucksache 
19/6342, 06.12.2018

https://dserver.bundestag.de/
btd/19/063/1906342.pdf
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Die deutsche Entwicklungspolitik hat ein 
grundsätzliches Problem mit der Verhält-
nismäßigkeit des Mitteleinsatzes, gleich 
ob es sich dabei um die Agenda 2030, die 
Umsetzung von »feministischer Entwick-
lungspolitik« oder um die Partnerländer 
Deutschlands handelt. Die Bundesregie-
rung macht keinen sachlich-fundierten 
Unterschied zwischen Entwicklungslän-
dern wie Burkina Faso einerseits, das auf 
dem Index der menschlichen Entwicklung 
aktuell an 185. Stelle steht und damit den 
achtletzten Platz belegt, und Schwellen-
ländern wie Brasilien andererseits, das auf 
Platz 89 positioniert ist, über die neunt-
größte Volkswirtschaft der Welt verfügt 
und zur einflussreichen Gruppe der G20 
gehört. So erhält Burkina Faso seit dem Jahr 
2020 Zusagen in Höhe von 114,65 Millionen 
Euro und Brasilien wurden seit 2023 zins-
günstige Kredite im Umfang von 561 Millio-
nen Euro zugesagt.

Die Bundesregierung klassifiziert Länder 
als Entwicklungsländer, ohne vorab eine 
durchgehende widerspruchsfreie Syste-
matik mit nachvollziehbaren Kriterien zur 
Einordnung der jeweiligen Länder zu ent-
wickeln. Der Einfachheit halber wird jeder 
Partner der deutschen Entwicklungspoli-
tik als »Entwicklungsland« verstanden, was 
grundsätzlich die Gewährung von Mitteln 
ohne Rückzahlungspflicht einschließt. Das 
führt dazu, dass die Bundesrepublik globa-
le Wettbewerber mit deutschem Steuergeld 
zum eigenen Nachteil subventioniert. Auf 
besonders drastische Weise zeigt sich dies 
am Beispiel China.

Das G20-Mitglied China nimmt auf dem 
Entwicklungsindex Rang 75 ein und war 
2023 zum achten Mal in Folge Deutschlands 
größter Handelspartner. Im selben Jahr be-
lief sich das bilaterale Handelsvolumen auf 
knapp 254,5 Milliarden Euro. Damit entfällt 
knapp ein Drittel des gesamten Handelsvo-
lumens der EU von rund 739 Milliarden Euro 
mit China auf Deutschland. Die deutschen 
Exporte nach China beliefen sich auf rund 
97,3 Milliarden Euro und die deutschen Im-
porte aus China auf knapp 157,1 Milliarden 
Euro.

Die Volksrepublik China betreibt mit dem 
Seidenstraßenprojekt selbst eine Art Ent-
wicklungspolitik, das möglicherweise das 
ambitionierteste und weitreichendste Han-

delsprogramm der Geschichte darstellt. Die 
Bedeutung und der Umfang dieses Projekts 
lässt sich mit drei Zahlen beschreiben: So 
nehmen daran 65 Nationen teil, in denen  
65 Prozent der Weltbevölkerung leben und 
die 30 Prozent des Weltbruttosozialpro-
dukts erwirtschaften. Vor allem in Afrika 
sind der chinesische Staat und chinesische 
Unternehmen aktiv. Laut Meldung des Bü-
ros der Führungsgruppe für die Förderung 
der Belt-and-Road-Initiative (BRI) und der 
Nationalen Entwicklungs- und Reformkom-
mission vom 30. August 2024 haben sich 
chinesische Unternehmen in afrikanischen 
Ländern am Bau und an der Modernisierung 
von mehr als 10.000 Kilometern Eisenbahn-
strecke, fast 100.000 Kilometern Autobahn, 
rund 1000 Brücken und 100 Häfen sowie 
66.000 Kilometern Stromübertragungs- 
und Stromverteilungsleitungen beteiligt. 
Darüber hinaus haben sie zum Aufbau eines 
150.000 Kilometer langen Backbone-Kom-
munikationsnetzes in Afrika beigetragen. 

Zugleich erweitert und vertieft China schon 
seit Jahren seinen Einfluss in Unternehmen 
der deutschen Schlüsselindustrien, darun-
ter im Maschinenbau, in der Automobil- und 
ihrer Zulieferindustrie, in den Bereichen 
Chemie und Pharma sowie in zahlreichen 
Firmen der Kommunikations-, Informati-
ons- und Elektrotechnik. Allein im Jahr 2023 
betrug der Wert an chinesischen Beteili-
gungen und Übernahmen in der deutschen 
Wirtschaft zwei Milliarden Euro.

Obwohl China im Hinblick auf den Handel 
mit Deutschland und den Welthandel insge-
samt an der Bundesrepublik vorbeigezogen 
ist und diesen Vorsprung auch noch ausbau-
en wird und obwohl sich chinesische Firmen 
in deutsche Schlüsselindustrien einkau-
fen, wird China nach dem Verständnis der 
Bundesregierung immer noch als Entwick-
lungsland betrachtet und erhält Gelder aus 
dem Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung. Laut der 
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) flossen 
von 2018 bis 2022 etwa 2,16 Milliarden Euro 
von Deutschland nach China.

Auch Pakistan, auf dem Index der mensch-
lichen Entwicklung auf Platz 164, bezieht 
Entwicklungsgelder. Das Land ist bereits 
seit 1961 Empfänger deutscher staatlicher 
Entwicklungshilfeleistungen und erhält 
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Die AfD-Bundestagsfraktion  
fordert daher

• die Entwicklungszusammenarbeit mit 
aufstrebenden Staaten in der gegen-
wärtigen Form nicht weiter fortzuset-
zen und 

• einen Kriterienkatalog zu erarbeiten, 
nach dem sich die deutsche staat-
liche Entwicklungszusammenarbeit 
künftig richtet.

Die Vergabe von Entwicklungsgel-
dern durch die Bundesregierung – 
ein Chaos mit Methode

Das von der Bundesregierung bei der
Mittelvergabe verursachte Chaos hat 
Methode. So kennt sie zahlreiche ver-
schiedene Partnerschaftsformen, wie 
etwa Entwicklungspartnerschaften, 
Verantwortungspartnerschaften, Trans-
formationspartnerschaften, Investitions-
partnerschaften, Reformpartnerschaften, 
strategische Partnerschaften, Hoch-
schulpartnerschaften, Klinikpartner-
schaften, Gesundheitspartnerschaften, 
Energiepartnerschaften, Kammerpart-
nerschaften, Verbandspartnerschaften, 
Klimapartnerschaften und globale Part-
nerschaften, die bei der Zuwendung von 
Finanzmitteln berücksichtigt werden.

Da es die Bundesregierung versäumt, 
»Entwicklungsländer« innerhalb einer 
durchdachten Systematik und Nomen-
klatur zu klassifizieren, kommt jeder 
Staat der Welt in den Genuss deutscher 
Entwicklungsleistungen, der irgendeiner 
Kategorie der vielfältigen und von der 
Bundesregierung definierten Partner-
schaftsformen zugeordnet werden kann.
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nach Zusagen im Mai 2023 Mittel in Höhe 
von 163,3 Millionen Euro. Zugleich unterhält 
Pakistan ein nukleares Arsenal von schät-
zungsweise 100 bis 120 Waffen und verfügt, 
gemessen am aktiven Militärpersonal, über 
die sechstgrößte Armee der Welt. 

Auch der regionale Dauerrivale Chinas wird 
von der Bundesregierung bedacht: Indien 
liegt auf Platz 134 der menschlichen Ent-
wicklung und ist einer der wichtigen weltpo-
litischen Akteure, der einen entsprechenden 
internationalen Status als Wirtschafts- und 
Militärmacht für sich einfordert. Indien ge-
hört wie Brasilien zu den G20-Staaten und 
wandelte sich entsprechend im Bereich der 
Entwicklungspolitik vom Leistungsemp-
fänger zum Leistungsgeber. So verfolgt die 
Republik Indien mittlerweile eine ambitio-
nierte, auf eigene politische und wirtschaft-
liche Interessen ausgerichtete Entwick-
lungspolitik. Das Land erhält seit 2022 aus 
Deutschland jährlich mehr als eine Milliarde 
Euro für eine »Partnerschaft für grüne und 
nachhaltige Entwicklung«, fast vollständig 
in Form von Krediten.

Schwellenländer, die Deutschland auf den 
internationalen Märkten als Konkurrenz 
begegnen, die sich eine atomare Bewaff-
nung leisten oder die selbst Entwicklungs-
politik betreiben, sind nach Auffassung der  
AfD-Bundestagsfraktion keine Entwick-
lungsländer mehr. Neben China, Pakistan, 
Indien und Brasilien gilt dies auch für die 
Türkei, Indonesien, Mexiko und Südafrika.
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WIRTSCHAFTLICHE 
ZUSAMMENARBEIT 
IN AFRIKA 
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Wir sind im Gegensatz zur bisherigen Politik 
der Bundesregierung der Auffassung, dass 
Afrika heutzutage weit über die rein entwick-
lungspolitischen Aspekte hinaus stärker in 
den Fokus der internationalen Aufmerksam-
keit rückt. Seine wachsende Bedeutung spie-
gelt sich insbesondere in einem zunehmen-
den Wettbewerb mit den BRICS-Staaten und 
den USA um Einflussnahme und Zugang zu 
Ressourcen wider. Europa und insbesondere 
Deutschland sind aufgrund ihrer wirtschaft-
lichen Verflechtungen und geographischen 
Nähe unmittelbar von diesen Entwicklungen 
betroffen. Es ist daher für die deutsche Af-
rikapolitik entscheidend, den Schwerpunkt 
auf die wirtschaftliche Zusammenarbeit zu 
legen. 

Nach zahlreichen Putschen vor allem in der 
Sahel-Region wenden sich immer mehr af-
rikanische Staaten China und Russland zu, 
während Deutschland hier den Anschluss 
verliert. Dieser Umstand hat viele Ursachen, 
ist allerdings auch auf den nicht selten er-
hobenen moralischen Zeigefinger der Bun-
desregierung zurückzuführen. Wir lehnen 
paternalistische und ideologische Ansätze 
sowie die von der Bundesregierung betriebe-
ne sogenannte feministische Außenpolitik 
ab. Die Annahme und Überbetonung einer 
deutschen Kolonial- und Klimaschuld halten 
wir für außen- und entwicklungspolitisch 
kontraproduktiv. Der Versuch, afrikanischen 
Staaten eine »Genderpolitik« mit »gender-
transformativen Projekten« aufzuzwingen, 
beschädigt die zwischenstaatlichen Bezie-
hungen Deutschlands.

Der afrikanische Kontinent ist reich an Roh-
stoffen und zeichnet sich durch eine hohe 
wirtschaftliche Dynamik aus. Er verfügt über 
15 Prozent der weltweiten Ölvorkommen, 
40 Prozent der Goldreserven, 80 Prozent der 
Platinmetalle und die größten Anbauflächen 
für Landwirtschaft.

Ein Paradigmenwechsel ist dringend ge-
boten, vorzugsweise in der Rohstoffpolitik, 
denn Deutschland zählt als wichtige Indus-
trienation zu den größten Rohstoffkonsu-
menten der Welt. Gleichzeitig scheitern 
deutsche Unternehmen jedoch, sich lang-
fristig in ausreichender Menge mit Roh-
stoffen – vor allem Metallrohstoffen – und 

vielen wichtigen Industriemineralien zu   
versorgen. 46 Rohstoffe wurden als für die 
deutsche Industrie »strategisch wichtig« 
eingestuft, weil sie große Bedeutung für 
die Herstellung hochtechnologischer Güter 
haben. Aufgrund fehlender diversifizierter 
Lieferketten besteht bei 39 dieser Rohstoffe 
ein erhöhtes Versorgungsrisiko. Die Abhän-
gigkeit von China hat entsprechend zuge-
nommen. In diesem Zusammenhang ist eine 
neue, zielgerichtete Rohstoffkooperation mit 
Afrika notwendig, da sich dort die größten 
und wichtigsten Vorkommen der fraglichen 
Rohstoffe befinden. 

Die deutsche Politik sollte die Rohstoffsi-
cherungsaktivitäten der Wirtschaft nach-
drücklich und effizient flankieren. Nicht um-
sonst hat der Bund der Deutschen Industrie 
(BDI) Folgendes formuliert: »Afrika ist heute 
ein Muss für deutsche Unternehmen – und 
nicht mehr nur ein Chancenkontinent. Für 
Deutschland wird Afrika wirtschaftlich im-
mer wichtiger, um sich stärker zu diversifi-
zieren und Abhängigkeiten zu reduzieren, vor 
allem von China. Die Bundesregierung sollte 
die Bemühungen der Unternehmen um neue 
Rohstoffpartnerschaften unterstützen sowie 
Investitionsgarantien und Hermesdeckun-
gen ausweiten.«

Das Interesse an der Errichtung neuer In-
frastrukturprojekte auf dem afrikanischen 
Kontinent wächst aktuell wieder deutlich, 
vor allem wegen des Anstiegs der Rohstoff-
preise. Die Afrikanische Union hat als Bei-
spiel den Eisenbahnsektor an die Spitze der 
Prioritätenliste ihrer Agenda 2063 gestellt.

Die meisten neuen Transportrouten sind zu-
letzt in Ostafrika eröffnet worden. Dort ha-
ben chinesische und türkische Firmen das 
Monopol auf solche Infrastrukturprojekte. 
Aber im Gegensatz zu Ostafrika, wo chinesi-
sche und türkische Firmen derzeit den Ver-
kehrsinfrastrukturmarkt  monopolisieren, 
bestehen für deutsche Firmen in Westafrika 
bessere Chancen auf Teilhabe an Infrastruk-
turprojekten.

Die Zukunft Deutschlands und Europas liegt 
in einer festen Partnerschaft mit Afrika.
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Die AfD-Bundestagsfraktion 
fordert daher

• die Bemühungen der westafrikanischen Staaten 
zur Stärkung eines eigenständigen regionalen 
Wachstums entschieden zu fördern;

• zusammen mit der deutschen Privatwirtschaft 
den afrikanischen Kontinent als Absatzmarkt 
für die deutsche Wirtschaft stärker zu erschlie-
ßen;

• eine aktive, eigenständige Außenhandelspolitik 
zu betreiben, um für deutsche Unternehmen die 
langfristige Verfügbarkeit von Rohstoffen in der 
erforderlichen Menge sicherzustellen.

Künftig soll sich die deutsche Entwicklungszusam-
menarbeit mit afrikanischen Partnerländern strikt an 
den ökonomischen Interessen Deutschlands sowie 
am wirtschaftlichen Prosperieren der afrikanischen 
Partnerländer nach dem Motto »Hilfe zur Selbsthilfe« 
orientieren.

Deutsche Rohstoffinteressen in Afrika müssen ein-
deutig definiert werden. Die Zusammenarbeit mit der 
Demokratischen Republik Kongo ist zu intensivieren, 
die wirtschaftlichen Möglichkeiten deutscher Unter-
nehmen in diesem zentralafrikanischen Land sind zu 
fördern. Die Demokratische Republik Kongo ist reich 
an Rohstoffen, die für die deutsche Industrie und Wirt-
schaft unverzichtbar sind.

Deutschland muss die schon bestehende wirtschaft-
liche und geopolitische Dominanz Chinas in der ost-
afrikanischen Region realistischer bewerten und sich 
gegebenenfalls stärker auf Westafrika konzentrieren. 
Daher stehen wir für ein Umdenken bezüglich der geo-
strategischen Ausrichtung der im Rahmen der Global-
Gateway-Initiative geplanten Transportkorridore. In 
diesem Zusammenhang wäre es sinnvoller, die West-
küste zu berücksichtigen. Es bietet sich zum Beispiel 
an, eine strukturelle Hauptstrecke von Senegal bis zur 
Demokratischen Republik Kongo über Gambia, Gui-
nea, Sierra Leone, Liberia, die Elfenbeinküste, Ghana, 
Togo, Benin, Nigeria und Kamerun aufzubauen. Die ge-
nannten Länder weisen eine recht stabile Sicherheits-
lage auf und verfügen bereits über funktionierende 
Häfen, deren Kapazitäten noch weiter ausgebaut wer-
den können.

Während das Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Deutsch-
land stagniert und in der Eurozone sogar schrumpft, 
verzeichnet die westafrikanische Region eine stark 
wachsende Wirtschaftsleistung. So wird das BIP pro 
Kopf in Benin laut Prognosen zwischen 2024 und 2029 
um 27,86 Prozent, das BIP pro Kopf in Senegal um 30,60 
Prozent oder beispielhaft in Ländern wie der Elfen-
beinküste, Liberia, Togo, Guinea, Niger, Burkina Faso, 
Mali und Ghana um 15 bis 29 Prozent steigen. Für diese 
Entwicklung in Westafrika sind vor allem die wachsen-
de Rohstoffproduktion und die angebahnte Industria-
lisierung ursächlich. 

Es ist dringend geboten, dass die Bundesregierung die 
Bemühungen deutscher Unternehmen um Handel 
und Investition mit und in der westafrikanischen Re-
gion unterstützt.

DEMOKRATISCHE REPUBLIK KONGO 
UND WESTAFRIKANISCHE STAATEN

Systematisch integ-
rativer und interes-
sengeleiteter afrika-
politischer Ansatz für 
Deutschland

Bundestagsdrucksache 
20/11147, 23.04.2024

https://dserver.bundestag.de/
btd/20/111/2011147.pdf

Für eine bessere Koordi-
nierung der deutschen 
Afrikapolitik – 
Ressortgemeinsame 
Kohärenz schaffen

Bundestagsdrucksache 
20/11961, 25.06.2024

https://dserver.bundestag.de/
btd/20/119/2011961.pdf

Einstellung der Entwick-
lungszusammenarbeit 
mit der Bundesrepublik 
Äthiopien –  
Wiederaufnahme der 
Entwicklungszusam-
menarbeit vom Stopp 
des Regierungspalast-
Bauvorhabens abhängig 
machen

Bundestagsdrucksache 
20/9153, 07.11.2023

https://dserver.bundestag.de/
btd/20/091/2009153.pdf
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Pyrolyseförderung – 
Eine wirkliche Alter-
native zur Bekämpfung 
der Plastikflut in Ent-
wicklungsländern

Bundestagsdrucksache 
19/15075, 
13.11.2019

https://dip21.bundestag.de/dip21/
btd/19/150/1915075.pdf
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Darüber hinaus kann mit demselben Ver-
fahren »Biokohle« zur Bindung von über-
schüssigem Kohlenstoff gewonnen und 
anschließend zur Bodenaufbesserung ver-
wendet werden.

Allerdings wird Deutschland auch hier von 
anderen Nationen überholt. Durch das 
Festhalten an der sogenannten Energie-
wende hat die Bundesregierung viele ener-
giepolitische Alternativen vernachlässigt. 
Aufgrund einer durch Gesetze und Verord-
nungen forcierten Energiepolitik, die nahe-
zu ausschließlich ideologisierten Vorgaben 
folgt, wird es für Forscher, die sich nicht mit 
»erneuerbaren Energien« befassen, fast 
unmöglich, Forschungsgelder zu akquirie-
ren und energietechnische Alternativen 
aufzuzeigen. Damit verbaut sich Deutsch-
land derzeit sowohl in wissenschaftlicher 
als auch in wirtschaftlicher Hinsicht eine 
Führungsrolle bei Zukunftstechnologien 
und Energieträgern. So nutzen und expor-
tieren chinesische, niederländische und 
französische Unternehmen bereits seit 
Längerem Pyrolyseanlagen in Fabrikgröße.

Um sich von dieser einseitigen wirtschaft-
lichen und energiepolitischen Ausrichtung 
zu lösen, sind Investitionen in eine wissen-
schaftlich unabhängige und wirtschaftlich 
versierte Forschung nötig. Zum eigenen, 
aber auch zum Nutzen der Entwicklungs-
länder, muss deshalb in die weitere Erfor-
schung der Pyrolyse investiert werden, um 
ökologisch und ökonomisch gewinnbrin-
gende Lösungen zu entwickeln. 

Viele Staaten leiden unter massiver Um-
weltverschmutzung in Form von Müll. 
Verursacht wird dies teilweise durch den 
Import von Abfällen, insbesondere von 
Kunststoffen, vor allem aber durch das 
Fehlen von entsprechenden Abfallverbrin-
gungssystemen wie ordentlichen Deponien 
und Recycling-, Müllverbrennungs- und 
Wiederaufbereitungsanlagen. Seit die chi-
nesische Regierung das Einfuhrverbot für 
Müll strikt durchsetzt, fallen besonders in 
Staaten Südostasiens wie Indonesien, Ma-
laysia, Thailand und Vietnam vermehrt zu 
entsorgende Abfälle an.

Durch die negativen Auswirkungen auf den 
Menschen und die Umwelt hemmt diese 
Umweltverschmutzung die Entwicklung 
der betreffenden Gesellschaften. Es ent-
stehen unnötige Mehrausgaben für Gegen-
maßnahmen, die mit einer ordentlichen 
Verbringung von Abfall erst gar nicht ent-
stehen würden. Diese Mehrkosten werden 
auch von der Bundesrepublik getragen. Die 
Bundesregierung lindert damit jedoch le-
diglich die Symptome und geht dem öko-
nomisch und ökologisch sachgemäßen 
Umgang mit dem Müll aus dem Weg. Eine 
Möglichkeit, die Ursache dieses Problems 
anzugehen, findet sich im Verfahren der 
Pyrolyse.

Die Pyrolyse von Kunststoffabfällen ist eine 
noch wenig beachtete Lösung der Verbrin-
gung von Kunststoffabfällen. Sie bildet eine 
wirtschaftliche und umweltfreundliche Al-
ternative zur Deponierung und Verbren-
nung, da durch die Pyrolyse der Grundstoff 
von Kunststoffen, das Öl, um bis zu 80 Pro-
zent wiedergewonnen und dem Kohlen-
stoffkreislauf zugeführt werden kann. Die 
Pyrolyse stellt auch eine Alternative zu Li-
thium-Ionen-Batterien dar, da sie die men-
schen- und umweltschädigende Förderung 
von Lithium und Kobalt nicht voraussetzt. 

Die AfD-Bundestagsfraktion fordert daher

• die Pyrolyseforschung zu intensivieren;

• mit wissenschaftlichen, privaten und entwicklungspolitischen Partnern eine 
leicht transportierbare und einfach zu bedienende Plastikpyrolyse-Anlage zur 
Entsendung in Entwicklungsländer marktfähig zu machen.
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